50 (Preis- in. Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Tolr. 7½ Sgr., 
% monatlich 12), Sgr., 
N für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 
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Landtags⸗Verhandlungen. Beſchränkung der Forterhebung der jetzt bestehende. bedauert, daß dem Beſchluſſe des Hauſes wegen Er- Redefreiheit betreffend, erklären, daß ſelbſt die Reſte der 


Abgeordnetenhaus. Steuern mit unſerem Gewiſſen nicht vereinba fülung des Wiener-Vertrages, Zurückhaltung der Aus- Fortſchrittspartei alle Bedenken fallen laſſen und dafür 
Sechſte Sitzung vom 17. November. einer Regierung gegenüber, zu der wir weniger zahlung von 20 Millionen, bis nach erfolgter Aus- ſtimmen werden. Um die Annahme dieſes Antrages 
(Schluß.) trauen hätten, als zu der gegenwärtigen. Wir wollen lieferung der Archive, nicht Folge gegeben ſei. im Herrenhauſe durchzuſetzen, wird Graf Bismarck Var⸗ 
Finanzminiſter v. d. Heydt: Der Herr Vorred⸗ aber auch unſer Budgetrecht nicht dadurch beſchrän⸗ Der Reg.⸗Komm. Geh. Rath Duncker erwidert zin noch vor dem 1. Dezember verlaſſen. 
ner hat mir in den Mund gelegt, als hätte ich dem ken, daß ein Theil desſelben auf einen anderen Körpe. darauf, daß die Archiv-Verwaltung nicht in der Lage Rendsburg, 17. November. Provinzlal- 


Hauſe einen Vorwurf gemacht wegen der Reduktion des 
Portos. Das iſt nicht der Fall. Ich habe nur ge- 

ſagt, wenn das Haus faſt einſtimmig dieſe Maßregel 
befürwortet habe, daß es dann auch auf den Ausfall 
gefaßt ſein mußte. Ich ſelbſt bin für dieſe Maßregel 
geweſen, einmal, weil das Haus faſt einſtimmig, 
unerachtet des Auefalles dieſe Maßregel als eine 
zeitgemäße befürwortet hat, und weil ich ſelbſt 
wünſchte, daß dem Reichstage Gelegenheit gegeben wer- 
den möge, ſeine Thätigkeit mit einer gemeinnützigen 
Maßregel zu beginnen. — Ich hätte ferner gewünſcht, 
daß der Abgeordnete den Herrn Miniſterpräſidenten nicht 
in die Debatte hineingezogen hätte. Es iſt bekannt, 
daß es Niemand mehr, als er ſelbſt beklagt, in Folge 
von Ueberanſtrengungen hier fehlen zu müſſen. Er 
freut ſich der Hoffnung, daß er mit Anfang des näch- 
ſten Monats in voller Friſche wieder erſcheinen kann. 
(Bravo.) 

Abg. v. Hennig hält es für eine ſchlechte Po⸗ 
litik, an dem Vertrage mit der Staatsregierung in Be- 
zug auf das Militärbudget zu rütteln. Eine Erhöhung 
der Einnahmen herbeizuführen, dazu ſei nicht immer eine 
Mehrbelaſtung des Volkes erforderlich. Unſere Steuer- 
verfaſſung ſei eine ſolche, daß nur Reorganiſation der- 
ſelben ſehr leicht eine Mehreinnahme herbeiführen könne, 
ohne erhebliche Mehrbelaſtung des Volkes. 

(Inzwiſchen iſt der Miniſter v. Selchow in das 
Haus eingetreten.) 

Ein Antrag auf Schluß der General-Diskuſſion 
ward mit großer Majorität abgelehnt. 

Abg. v. Kirchmann (Die Bänke des Hauſes 
leeren ſich): Wenn wir offen ſein wollen, ſo müſſen 
wir uns ſagen, daß das Abgeordnetenhaus an dem 
Defizit eben jo viel Schuld hat, als die Regierung. 


üben können. Der Sinn, weshalb wir für den Mr einzugreifen. Seitens der Archiv-Verwaltung ſei in die Thätigkeit des Landtages, aus welchem hervorgeht, 
trag ſtimmen, iſt der, daß wir einen Zujammenhag dieſer Frage nichts verſumt. — Abg. Leſſe weiſt auf die daß ſaͤmmtliche Vorlagen mit Ausnahme einzelner Poſi⸗ 
zwiſchen den Körperſchaften herbeiführen wollen, um aus mangelhaften Lolalitaten der Archive in Berlin hin. tionen erledigt ſind. Der Landtagsmarſchall und der 
dem Zuſtande der finanziellen Anarchie herauszukomm Der Reg.⸗Komm. Duncker ſtimmt ihm bei und Kommiſſarius ſprachen den Wunſch aus, daß die Thä⸗ 
Finanzminiſter v. d. Heydt: Die Ausführungm erklärt, daß man nur die Beſſerung der Finanzlage tigkeit des Landtages dem Lande Segen bringen möge, 
des Vorredners laſſen er mir erwünſcht erſcheinen, 1 abwarte, um auch in dieſen Beziehungen die dringend worauf derſelbe mit einem dreimaligen Hoch auf Se. 
über den Antrag Lasker einige Worte zu ſagen. e nothwendigen Verbeſſerungen herbeizuführen. Majeſtät den König und mit einem von dem Abgeord⸗ 
Antragſteller erkennen mit der Regierung die Nothwer⸗ Abg. Dr. Francke (Oldenburg) beantragt 600 neten Wiggers-Rendsburg der Verſammlung dargebrach⸗ 
digkeit einer Vermehrung der indirekten Einnahmen au; Thlr. für einen Archivs-Sekretär in Schleswig abzu- ten Abſchiedsgruße geſchloſſen wurde. 
ſie haben aber die Vorlagen der Bundesregierung u ſetzen. — Die Abſtimmung über dieſen Antrag iſt — Der Provinziallandtags - Abgeordnete Kruſe 
Fall gebracht und erklaren, dies auch ferner thun zu zweifelhaft. Die Zählung ergiebt die Ablehnung des- wird, laut Anzeige an den Ausſchuß für die Propofition 
wollen und gegen alle Vorlagen zu ſtimmen, w ſelben mit 141 gegen 129 Stimmen. (Kraus, betreffend die Abänderung der Verfaſſung, den 
eine Vermehrung der Einnahmen zur Folge haben. 1 Bei dem Etat für das geheime Ciovil⸗Kabinet ihn übertragenen Bericht, welcher der beſchränkten Zeit 
bedaure dies, denn dadurch iſt verhindert worden ſchan! beantragt der Abg. La uenſte in: von dem Gehalte des wegen in dieſer Seſſion nicht erledigt werden konnte, 
jetzt die von mir ſehr erwünſchte Vereinfachung des Zol⸗ Geh. Kabinetsraths 500 Thlr. abzuſetzen und nur in der nächſten Seſſion abſtatten. In die Kommiſſion, 
tariſs und die Zollerleichterungen, die im Intereſſe dis 4000 Thlr. zu bewilligen. Der Finanz⸗Miniſter welche dem Provinziallandtage in der nächſten Seſſion 
Verlehrs liegen. Die Folge davon würde die ſein, daß v. d. Hepdt erklärt, daß dieſer Gehalt auf 4500 Thlr. ein Verwaltungs⸗Reglement für das Feuerverſicherungs⸗ 
auf dem Gebiete der Zölle eine Stagnation eintritt, nie erhöht worden ſei, um es in Uebereinſimmung mit den weſen vorlegen ſoll, ſind die Abgeordneten Meſſmer⸗ 
ich für ſehr bedenklich halte. — Der Fall, daß uns Gehältern der Miniſterial-Direktoren zu bringen. Saldern, Schmidt und Doſe gewählt. 
Ueberſchüſſe in Verlegenheit bringen, wird uns nicht Abg. Lasker rügt, daß die Regierung auf ver⸗ Köln, 17. November. Heute Nachmittag / 
ſehr nahe liegen. Zur Zeit find 5 Millionen zu deden ſchiedene Beſchlüſſe des Hauſes im vorigen Jahre keine vor 4 Uhr wurde in Köln an verſchiedenen Stellen 
und mögen die Einnahmen ſteigen, jo iſt nichts natür- Rücksicht genommen habe. eine Erderſchütterung verſpürt. 
licher, als daß auch die Bedürfniſſe ſteigern. — Abg. La uenſte in weiſt darauf hin, daß in dem Ausland. 
frage die Antragſteller, ob fie ernſthaft der Meinung gegenwärtigen Etat dringende Bedürfniſſe hätten zurück⸗ Peſth, 17. November. Der Hof wird ‚fi 
ſind, daß Reichstag und Zollparlament Dinge beſchlſe⸗ geſtellt werden müſſen, daß alſo die in Rede ſtehende Sonnabend, den 21. d., nach Ofen begeben. 
ßen werdeu, welche für Preußen noch eine weit höhere Erhöhung nicht gerechtfertigt ſei. Agram, 16. November Der kroatiſche Land⸗ 
Einnahme brächten? — Glauben Sie nun aber auch Abg. Graf Eulen burg erachtet die Bewilligung] tag iſt heute eröffnet worden. Das Reſkript des Kö⸗ 
wirklich, daß die preußiſche Regierung daran denken kaun, der Gehaltszulage von 500 Thlr. als einen Ausfluß nigs (Kaiſers) wurde mit großem Enthuſiasmus aufge⸗ 
den bekannten Artitel der Verfaſſung zu opfern? Die der Gerechtigkeit. nommen. 
beſtehenden Steuern werden forterhoben. Würde es im Abg. v. Hoverbeck: Ein Miniſterial⸗Direltor Florenz, 17. November. Dr. Bertani, wel⸗ 
Intereſſe des Landes liegen, wenn Sie trotzdem gegen halte mit einem Kabinetsrath ſehr wenig gemein. cher den in Lugano ſchwer erkrankten Mazzini behandelt, 
jede Erhöhung ſtimmen wollten, welche nothwendig iſt. Abg. v. Drieſt: Viele von uns haben im vorigen] hat Briefe hierher geſchrieben, in welchem der Zuſtand 
Ich bitte Sie deshalb, die Abſtimwung ber den Antrag] Jahre für die Erhöhung geſtimmt, weil wir die Rane desſeſben als hoffnungsſas bezeichnet wird 


übertragen wird, auf welchen wir keine Kontrole 5 ſei, ſelbſtſtändig in die diplomatiſchen Verhandlungen landtag. Bürgermeiſter Graba verlas einen Bericht über 


Das aber ſollte uns eine Mahnung fein, einen anderen] noch zu verſchieben. des Landee nicht überſehen konnten ue werder London, 17. November. Aus den Prohin⸗ 
Weg, als bisher einzuſchlagen. Keine neuen Steuern, Abg. Lasker beantragt deſſen die e wir dagegen ſtimmen Halſtädt d lelegraphiſch gemeldet, daß die Llberrtlen 
keine neuen Anleihen, das tft das Prinzip, mit den g über feinen Antrag ee as ol De Aeg - erenſten di unt üvergroper joritat bei den meiſten Wahlen erlangt have 
Preußen Jahre lang durchgekommen iſt und dieſes f trikular⸗Beiträge“ auszuſetzen. (Malorſtär angenommen, die 500 Thlr. ſomit geſtrichen. In der Cup von London haben bei den Wahlen zum 
Prinzip muß jetzt wieder aufgenommen werden. (Bei Abg. Dr. Waldeck: öl Die übrigen Poſitionen diſes Etats werden ge- Unterhauſe die konſervativen Kandidaten Twells und 
der im Haufe herrſchenden Unruhe find die jpeziellen | mir von Haufe aus zuwider, ehmit Gell und die Uberalen Kandidaten Goeſchen und Ctaw⸗ 
Ausführungen des Redners ſehr ſchwer verſtändlich. gleich, ob die Mehreinnahmen jur den Bund ober jur Bei beim Link ber DOber-dlepnungelanmer Werben orb die Majoritat erhalten. John Stunt DIL IF bet 


Abg. Heyſe: Geſtatten Sie mir, daß ich meine 
Freude darüber ausſpreche, daß die Anſichten des Abg. 
Virchow gerade das Gegentheil von dem ſagen, was 
die Königliche Staatsregierung verfolgt. Abgeordneter 
Virchow ſchlägt zur Deckung des Defizits den in- 
neren Auebau der Freiheiten vor. Ja, meine 
Herren, das iſt ſehr leicht geſagt und wir haben ſchon 
die Erfahrung gemacht, daß die Einheit ein ſehr be- 
denkliches und ſehr theures Rezept iſt. Abg. Dr. Vir⸗ 
chow will die bewährte preußiſche Militär-Organiſation 
angreifen. Wenn man aber ſieht, wie eiferſüchtige 
Nachbarn nur auf den Moment warten, uns wo mög- 
lich zu vernichten, ſo darf man ſolche Gedanken nicht 
haben. — Der Redner wendet ſich nunmehr gegen die 
Ausführungen des Abg. v. Benda in Betreff der Eijen- 
bahn⸗Politik der Regierung und erklärt, daß er es für 
eine Nothwendigleit erachte, in der Entwicklung des 
Eiſenbahnweſens fortzufahren, namentlich den neu er- 
worbenen Provinzen gegenüber. — Der Grund des 
Defizits liegt darin, daß die Staatsregierung und Ab- 
geordnetenhaus weſentlich mit Faltoren rechnen müſſen, 
die außerhalb ihres Geſichtskreiſes liegen. Nothwendig 
iſt es, daß eine Balancirung des Etats hergeſtellt wird, 
hier ſowohl, wie im Reichstage und im Zollparlament 
Wer beherrſcht denn in dieſen Verſammlungen die Ab- 
fimmungen? Offenbar doch nur die Parteien. Dieſe 
müſſen ſich ihrer patriotiſchen Pflicht bewußt werden, 
und wir werden ſehr bald das Defizit verſchwinden 
ſehen. — Wir können es nicht für gerechtfertigt erach⸗ 
ten, eine Finanz-Kalamität dos Staates zu benutzen, 
um die Rechte des Hauſes zu erweitern (Sehr richtig), 
und wir werden daher gegen den Antrag des Abg. 
Laster ſtimmen. — Ich rufe Ihnen nicht zu, wie der 
bg. v. Benda: Seien Sie hart, ſondern ich rufe: 
Seien Sie gerecht! (Bravo!) 
Abg. Dr. Faucher: Es iſt hier darauf hin- 
gewieſen, daß die Einführung einer quotiſirten Einkom- 
menſteuer eine erhebliche Mehreinnahme herbeiführen 
winde. Dieſe quotiſirte Einkommenſteuer müßte auch 
in ſämmtliche Bundesſtaaten eingeführt werden und die 
a derſelben würde abhängen von der Höhe der Ma- 
lularbeiträge, welche der Reichstag den einzelnen Staa⸗ 
in des norddeutschen Bundes auflegt. Gerade die Be- 
achtung des Abg. Virchow, daß dieſe Steuer bei der 
völkerung auf Widerſpruch ſtoßen würde, gerede dies 
(5 ein Grund, ſie ſo bald als möglich einzuführen. 


Preußen erhoben werden. Eine wirkliche Abhülfe bietet] die beantragten Gehalts-Erhöhungen: 1) für den Chef- der Wahl in Weſtminſter unterlegen. 
der Antrag nicht, vielmehr nur eine ſcheinbare. Preu- Präſidenten mit 1000 Thlr., 2) für die beiden Direk- Madrid, 17. November. Die amtliche „Ga⸗ 
ßen wird vielleicht erleichtert, nicht aber der preußiſche] toren mit je 300 Thlr., auf den Antrag des Abg. ceta von Madrid“ veröffentlicht mehrere Ernennungen. 
Staatsbürger. Lauenſtein mit ſehr großer Majorität geſtrichen. Ohne] — Die telegraphiſchen Verbindungen werden durch das 
Der preußiſche Finanzminiſter iſt im Bundesrathe] Diskuſſion werden genehmigt: die Etats des Geſetz-ſchlechte Wetter geſtört. — In mehreren Provinzen 
eine ganz untergeordnete Perſon. (Heiterkeit.) Ich habe ſammlungs⸗Debits⸗Komtoirs, der Landesverwaltung des haben in ähnlicher Weiſe wie in Madrid Kundgebun⸗ 
das Meinige gethan, um ihm dieſelbe Stellung auch] Jahdegebiets und Zuſchuß zur Rente des Kronfidei- gen zu Gunſten der konſtitutionellen Monarchie ſtat'ge⸗ 
im Reichstage zu wahren, die er in Preußen einnimmt. kommiß⸗FJonds. funden. 
Es iſt mir nicht gelungen, und Niemand weiß, wer Darauf ſchließt die Sitzung um 3 ½ Uhr. Kopenhagen, 17. November. Der Kon- 
Koch und Kellner iſt. Solche Zuſtände werden nicht Nächſte Sitzung: Donnerſtag 10 Uhr. Tages- | jeilspräfident und der diesſeitige Geſandte am Stockhol⸗ 
dadurch abgeholfen, daß wir den Antrag des Abgeord- ordnung: Fortſetzung der Vorberathung des Budgets. mer Hofe begeben ſich heute Abend zum König Karl 
neten Lasker annehmen. Sie können nicht von uns 5 VX. nach Bekaskog in Angelegenheit der Verbindung 
verlangen, daß wir einen Antrag unterſtützen, der mög⸗ Deutſchland. des Kronprinzen von Dänemark mit der Prinzeſſin Luiſe 
licherweiſe die Empfehlung des Tabaksmonopols in ſich Berlin, 18. November. Se. Maj. der Kö- von Schweden. Die Vermählung wird wahrſcheinlich 
ſchließt. Eine wirkliche Hülfe wird nur durch Herab⸗ nig hat geſtern nach beendigter Hofjagd nach dem De- im Mai k. J. in Stockholm ftattfinden. 
ſetzung der ſtehenden Heere erreicht. (Sehr wahr!) Wir jeuner im Freien mit den Fürſten und dem Gefolge] — 
müfjen zurückkehren zu dem, was wir gar nicht hätten Letzlingen verlaſſen. Die Rückfahrt erfolgte bis Wol⸗ Pommern. 
verlaſſen ſollen, man hätte die Führung in Deutſch- mirſtadt per Extrapoſt und von dort aus per Separat- Stettin, 18. November. In der geſtrigen 
land mit dem verbinden ſollen, von dem fie ihren Aus- zug. In Magdeburg verabſchiedete fi der Kronprinz | Stadtverordneten-Sitzung bewilligte die Ver⸗ 
gang genommen hat, nämlich zu der Anerkennung der von Sachſen und lehrte von dort aus nach Dresden ſammlung nach dem Antrage ihrer Finanz⸗Kommiſſion 
verfaſſungsmäßigen Rechte und Freiheiten, worauf das zurück. Abends 8 Uhr traf der König, begleitet von zur Anl-gung einer neuen Gasleitung im Centralpolizei⸗ 
deutſche Volk vollen Anſpruch hat. (Lebhafter Beifall.) den Prinzen, dem Großherzog von Mecklenburg- Schwe- gebäude die auf 53 Thlr. 25 Sgr. veranſchlagten 
Die General-Dis uſſion wird geſchloſſen und nach rin hier ein, begrüßte ſpater die Kaiſerin von Rußland] Koſten. — Zur Unterhaltung der Wege und Alleen 
perſönlichen Bemerkungen der Abgg. Dr. Braun (Wies⸗ bei der Ankunft auf dem Anhalter Bahnhofe und ge- außerhalb der Ringmauern der Stadt ſind von den 
baden) und Tweſten wird zur Abſtimmung geſchritten leitete dieſelbe in das ruſſiſche Geſandtſchafts⸗-Hotel. Die etatsmäßig ausgeworfenen 2500 Thlr. bis 1. Oktober 
und die Ausſetzung der Abſtimmung über die Anträge] Kaiſerin, in deren Begleitung ſich die Großfürſtin Marie bereits 2446 Thlr. 10 Sgr. 4 Pf. verausgabt und 
Lasker und Löwe bis zu dem Kapitel „Matrilular- und die Großfürſten Serge und Paul, ſowie der Ge- nach einem Anſchlage der Oekonomie - Deputation etwa 
Beiträge“ beſchloſſen. neral-Adjutant Fürſt Bariatinski, die Oberhofmeiſterin noch 360 Thlr. erforderlich. Der Magiſtrat bittet in- 
Hierauf wird in die Spezial⸗Diskuſſion eingetreten. Gräfin Prataſoff ze. befinden, welche mit dem Gefolge] deſſen, in Rückſicht auf etwa noch entſtehende unvor⸗ 
Der Etat des Herrenhauſes wird ohne Diskuſſion im Hotel Royal Wohnung genommen haben, ſetzt am ſhergeſehene Ausgaben rund 500 Thlr. zu bewilligen, 
erledigt, ebenſo der Etat des Abgeordnetenhauſes. 19. früh die Rückreiſe nach Petersburg fort und nimmt welchem Antrage die Verſammlung entsprach. — An 
Auf eine Bemerkung des Abg. Dr. Bähr (Kaſſel) an dieſem Tage in Bromberg das Diner ein. der hieſigen proviſoriſchen höheren Lehranſtalt iſt zu 
über das gleichzeitige Tagen der Kommunal-Landtage — Die Königin-Wittwe iſt am 16. in Mentane Oſtern k. J. die Errichtung einer Gymnaſial⸗Tertia 
mit dem Landtage der Monarchie, erklärt der Finanz- angekommen. erforderlich. Der Magiftrat beantragt demgemäß die 
miniſter v. d. Heydt: Die Regierung werde bemüht ſein, — Der Prinz und die Prinzeſſin Karl beabfich- | Bewilligung von 1000 Thlr. am Gehalt für einen 1 
dafür zu ſorgen, daß die Kommunal-Landtage mit dem Land- tigen am 27. Dezember zu einem längeren Aufenthalte neu anzuſtellenden Lehrer, und da dieſer wöchentlich nur 
tage nicht kollidiren. Die jetzige Einberufung des Land- nach Niza abzureiſen. Der Hofmarſchall Graf Dön- 22 Stunden unterrichten kann, für Ertheilung der reſti⸗ 
tages ſei auf jeinen, des Miniſters Wunſch erfolgt, hoff hat ſich bereits dorthin begeben, um für eine gerig- renden 8 Stunden noch 266%, Thlr. jährlich, ſowie 4 
weil er großen Werth darauf le,e, daß der Etat vor] nete Wohnung Sorge zu tragen. von 65 Thlr. an einmaligen Errichtungskoſten. Herr 
dem Ablauf des Jahres feſtgeſetzt werde. Darum ſei — Die Gräfin v. d. Goltz, Gemahlin dee Ge- Dr. Waſſerfuhr hält es an der Zeit, daß der Ma- 


— 


diesmal die Vertagung der Kommunal-Landtage nicht neral⸗Lieutenanis Grafen v. d. Gol, iſt zur Oberhof⸗giſtrat nunmehr mit einem Plane zur Gründung der 
abgewartet worden. meiſterin der Kronprinzeſſin an Stelle der zurückgetre⸗ höheren Klaſſen hervortrete und ſpeziell wünſcht er dar⸗ 

Beim Etat des Staatsminiſteriums beantragt Abg. tenen Freifrau v. Putlitz, und zwar auf ihren Wunſchſ über Auskunft, wie es mit der Extheilung des Reli⸗ 
Runge eine beſondere Abſtimmung über den Dispo⸗ zunächſt auf die Dauer eines Jahres ernannt worden. gions-Unterrichtes in dieſer neuen Klaſſe gehalten, 
ſitionsfonds für polizeiliche Zwecke 31,000 Thlr. Der] Die Gräfin v. d. Goltz war bereits vor ihrer Verhei⸗ ob er konfeſſionell ſein oder ob auch den Religionsbe⸗ 
Fonds wird bewilligt. rathung als Gräfin Lynar Hofdame der Kronprinzeſſin, dürfniſſen der modernen Konfeſſionen Rechnung getragen 


er arlil). — Die Tabalſteuer kann eine Finanzquelle Ber den Ausgaben für die Staats⸗-Archive in den in Gemeinschaft mit der Grafin Hohenthal. werden ſolle. Referent, Herr Rechnungs⸗Rath Stei⸗ 
1 höchsten Ausdehnung werden. — Dies läßt der | Provinzen beklagt namentlich der Abg. Dr. Hänel, daß 


ag Lasker zu. 


die Auslieferung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Archive ſei⸗ 
Abg. Graf Bethuſy-Huc: Wir können eine 


reſpondenten der „D. Volksztg.“ zufolge, mit ſolcher] Auskunft gebe. Herr Stadiſchulrach Balſam: Da für 
tens der däniſchen Regierung noch nicht erfolgt ſei. Er 


Entſchiedenheit für den v. Gusrard'ſchen Antrag, die] die Schule noch kein spezielles Statut entworfen ſei, auch 


— Die Regierung wird ſich, einem Berliner Kor- nicke, erklärte, daß die Vorlage über dieſe Frage keine 


m 


kann ſich durch die 


der konfeſſtonelle Charakter derſelben noch nicht zur Er⸗ Veranlaſſung finde, 
örterung gekommen, ſondern allgemein nur beſtimmt, fluchtlinie auch ihrerſeits mitzuwirken.“ 
daß wöchentlich zwei Religionsſtunden ertheilt werden Kaſeburg erklärt ſich ent 
ſollen. Er bitte, die hier angeregte Frage auch jest | empfiehlt die Feſtſetzung einer Straßenbreite von 
nicht, wo es ſich nur um Einrichtung einer einzelnen und die Förderung des Projelts in der Weiſe, 


Klaſſe handele, in den Vordergrund zu ſtellen. 
Meyer: Er erachte die Frage von ſo großer prinzi⸗ 
pieller Wichtigkeit, daß er vor deren Erledigung ſeiner 
Seits kein Geld bewilligen könne. 


befriedigt erklären, 


Er beantrage deshalb: „den Magiſtrat um Aeußerung 
darüber zu erſuchen, ob die neu zu gründenden beiden 
Schulen konfeſſionell werden ſollen oder nicht?“ Stadtſchul⸗ 
rath Balſam: Der Magiftrat habe bisher keine Gelegenheit 
gehabt, ſeine Wahl auf nicht fonfejfionelle Lehrer zu lenken, 
in den Bekanntmachungen über die Berufung von Lehrern 
jet bisher auf die konfeſſionelle Stellung gar keine Rück⸗ 
ſicht genommen. Erſt, wenn ein ſolcher Fall eintrete 
und die Regierung alsdann die Beſtätigung verſage, 
ſcheine die Erörterung der Frage an der Zeit und möge 
man vorher nicht Schwierigkeiten ſchaffen. Dr. Wolff: 
Der jetzige proviſoriſche Charalter der Lehranſtalten werde 
unbedingt noch eine Zeit lang erhalten bleiben. Erſt 
bei definitiver Einrichtung derſelben werde die hier in 
Rede ſtehende Frage zur Entſcheidung kommen und 
ſchlage er deshalb vor, über dieſelbe für jetzt zur Ta⸗ 
gesordnung überzugehen. Herr Tieſſen wünſcht na⸗ 
mentlich zu wiſſen, ob für die einzelnen Schüler 


ein Zwang zur Theilnahme an dem Religionsunter⸗ 


richt eintreten ſolle? Sei dies nicht der Fall, dann 
wäre ja die Konfeſſionsloſigkeit konſtatirt. Herr Dr. 
Zachariae: Ausgeſprochenermaßen ſolle pro Woche 
zweiſtündiger Religionsunterricht nach evangeliſchem Ritus 
auf Koſten der Kommune, alſo auch der Juden und 
Anderer, ertheilt werden, wodurch die Debatte der vor⸗ 
liegenden Frage berechtigt erſcheine. Herr Stadtſchul⸗ 
rath Balſam bemerkt: daß Kinder andersgläubiger 
Eltern auf Wunſch ſelbſtverſtändlich von der Theilnahme 
am Religionsunterricht dispenſirt würden, wenn im 
Statut auch nur Dispenſationen vom Geſang- und 
Turnunterricht vorgeſehen ſeien. Herr Tieſſen: Es 
komme ihm namentlich darauf an, zu erfahren, ob auch 
Kinder evangeliſcher Eltern, denen die Richtung, in 
welcher der Religionsunterricht ertheilt werde, nicht zu⸗ 
ſage, von der Theilnahme an demſelben dispenſirt wür⸗ 
den. Herr Dr. Wolff hält die Erörterung der vor⸗ 
liegende Frage gegenüber der allgemeinen Schulnoth für 
äußerft gleichgültig. Ihm komme es nur auf eine 
möglichſt große Vermehrung der Schulen an. Bei der 
Abſtimmung wurde unter Ablehnung des Antrages des 
Dr. Waſſerfuhr die Vorlage des Magiſtrats bedin⸗ 
gungelos genehmigt. — Hiernächſt berichtete Herr 
Reimarus Namens der in der Sitzung am 12 d. 
Mis. gewählten Kommiſſton über die erfolgte Prüfung 
der projeltirten Baufluchtlinie für die Oberwiek. 
Als Reſultat dieſer Prüfung ſchlägt die Kommiſſion mit 
4 gegen 3 Stimmen vor: „Die Verſammlung wolle 
beſchließen, den Magiſtrat zu erſuchen, für die Herſtel⸗ 
lung einer Baufluchtlinie unter möglichſt gleichmäßiger 
Heranziehung der Grundbeſizer zu beiden Seiten der 
Straße bei der Abtretung des für eine Strapenbreite 
von 36 Fuß erforderlichen Terrains, zu wirken.“ 
Eine ſolche Breite (anſtatt der projektirten 48 
Fuß, wozu die Grundbeſitzer der oſtlichen Seite 
faſt das ganze Terrainſhergeben jollen), erſcheine um jo mehr 
geboten, als vorausſichtlich nach Verlegung des Güter- 
bahnhofs der Verkehr auf der Oberwiek eher ab- als 
zunehmen würde, auch müſſe man bei der unzweifelhaft 
nothwendig werdenden Expropriation hauptächlich den 
Kostenpunkt in Erwägung ziehen, der ſich nach obigem 
Vorſchlage jedenfalls günſtiger geftalte. Herr Baurath 
Calebow empfahl Namens der Minorität der Kom⸗ 
miſſion, der er angehört, die Beibehaltung einer Stra⸗ 
ßenbreite von 48 Fuß in Rückſicht auf die auf der 
Oberwiek befindlichen großen Fabriken und den dadurch 
bedingten ſtarken Wagenverkehr. Herr Kommerzienrath 
Stahlberg ſchließt ſich der Anſicht des Vorredners 
an und widerſpricht entſchieden der Anſicht des Refe- 
ferenten von der zu erwartenden Verkehrsabnahme. 
Wolle man etwas für die Zukunft ſchaffen, ſo liege 
es auf der Hand, daß eine Straßenbreite von 36 Fuß 
keineswegs genüge. Eine Terrainerwerbung zu bei- 
den Seiten der Straße ſei ſchon bei Gelegenheit der 
früheren Kommiſſionsberathungen als unthunlich erkannt, 
auch jet die Waſſerſeite keineswegs weniger werthvoll 
als die gegenüberliegende, wenn man auch annehme, 
daß den betreffenden Beſizern durch Hinausrücken in 
die Oder Terrain wiedergegeben werden könne. Auch 
die Annahme, daß im Wege der Expropriation billiger 
Terrain zu erwerben, als durch freihändigen Ankauf, 
ſei ein Irrthum und empfehle er pure Annahme des 
vom Magiſtrat vorgelegten Planes. Herr Höpfner 
erachtet es als durchaus gerecht, von den beiderſeitigen 
Adjazenten Terrain zu entnehmen, da eine Abnahme 
von 26 Fuß auf der Oderſeite den verbleibenden Reſt 
der dortigen Grundſtücke völlig werthlos mache. Eine 
Straßenbreite von 36 Fuß wäre als vollſtändig aus- 
reichend zu betrachten, da z. B. die Paſſauerſtraße in 
der Neuſtadt auch nur 3514, Fuß breit ſei. Er em- 
pfiehlt demnach den Kommiſſions⸗-Antrag. Herr Dr. 
Zachariae betont wiederholt die Nothwendigkeit, die 
Kommune gegen alle aus der Genehmigung der pro- 
jektirten Fluchtlinie etwa entſpringenden ſpäteren Anſprüche 
zu ſchützen und ſtellt deshalb den Antrag: „Die Ver- 
ſammlung wolle beſchließen, zu erklären, daß ſie von 
dem Projekte Kenntniß genommen habe, indeſſen keine 


Dr. | Adjazen 


Dr. RBajjerfuhr | Bor 
Erklärung des Stadtſchulrathes nicht ſich auf die Her 
da die Kommune zwar eine rechtliche für die ganze 
und ſittliche, aber keine konfeſſionelle Gemeinſchaft bilde. lediglich nur mit dem ab 


der erforderlichen Terminabtretung herangezogen 


Oberwiek zu thun habe, 


man unbedingt mehr bezahlen. 
fortgeſetzte Anlage ſtädtiſcher Etabliſſements, Fabriken ze. 
in Pommerensvorfer Anlagen werde eher zu- als ab⸗ 
nehmen, da dort der 3. Feſtungsrayon am dichteſten 
an die Stadt herantrete und die Bauten begünſtige. 


Demnach erſcheine eine Straße von nur 36 Fuß Breite auf Antrag des Herrn Dr. Wolff von der Tagesord⸗ 
Sollte ſich die Verſam mlung nung abgeſetzt. 


auch nicht ausreichend. 
indeſſen für dieſe Breite entſcheiden, ſo werde der Ma- 
giſtrat dieſen Beſchluß der Regierung allerdings zur 
Entſcheidung unterbreiten, er bitte aber, die Magiſtrats⸗ 
vorlage zu genehmigen, wonach die Verbreitung nur 
auf einer Seite geſchehe. Herr Tieſſen: die Re- 
gierung erkenne eigentlich ſelbſt an, daß die Miniſterial⸗ 


Inſtruktion vom 12. Mai 1855 im vorliegenden Falle 
Werde dies aber anerkannt, jo nommen werden. 


keine Gültigkeit habe. 
müſſe der Regierung ſelbſtredend daran liegen, ihre For- 
derung durch die Zuftimmung der Verſammlung lega- 
liſirt zu ſehen. Jene Behörde möge die Fluchtlinie 
feſtſtellen wie ſie wolle, die Verſammlung könne ſich 
nur auf den Rechtsboden ſtellen und dürfe ſich frei⸗ 
willig keine Verpflichtung zu Geldausgaben für die 
Kommune auferlegen laſſen. Er erinnere an den ana- 
logen Fall mit der geforderten Inkorporirung Bredower 
Antheils, wobei ſich die Regierung ebenfalls auf eine 
nicht zutreffende Beſtimmung geſtützt, die Verſammlung 
die betreffende Forderung aber — und wie es bisher 
ſcheine mit Erfolg — abgelehnt habe. Herr Baurath 
Hobrecht erörtert nochmals den Standpunkt der Re- 
gierung zur vorliegenden Frage und hebt namentlich 
hervor, daß die ſtädtiſchen Behörden wiederholt die 
dringende Nothwendigkeit anerkannt hätten, den Zuſtand 
auf der Oberwiek zu beſſern. Redner führte ferner zum Be- 
weiſe dafür, daß die Regierung wenigſtens die Macht 
in Händen habe, ihren Forderungen Geltung zu verſchaffen, 
verſchiedene Fälle aus Berlin an, in welchen die dortige 
Kommune auf Anforderung der Polizeibebörde im In⸗ 
tereſſe der Verkehrsverbeſſerung fort und fort nahmhafte 
Geldopfer habe bringen müſſen. Hier würde ein ſolches 
Verfahren bei dem ausgeſprochenen Anerkenntniß der 
ſtädtiſchen Behörden, daß etwas geſchehen müſſe, um 
ſo eher in Anwendung kommen; thäte man aus freiem 
Antriebe nun nichts, ſo gebe man der Regierung die 
Möglichkeit des Einſchreitens von Amts wegen ja ſelbſt 
an die Hand. Herr Dr. Wolff erklärt ſich für die 
Auseinanderſetzung des Vorredners äußerſt empfänglich. 
Die Frage, ob die Anführung des Miniſterial-Reſtriptes 
vom 12. Mai 1855 begründet, ſei hier gleichgültig, 
denn unbedingt habe die Kommune ein Intereſſe an 
der Verbeſſerung des Zuſtandes auf der Oberwiek, wenn 
auch die dortigen Grundbeſizer das größte Interefje 
hätten. Letztere hätten allerdings bisher für die För⸗ 
derung der Sache durchaus nichts gethan, ſondern ſtets 
nur an den verſchiedenartig vorgelegten Projekten gemäkelt. 
Der Referent empfiehlt in erſter Linie die Annahme 
des Zachariae'ſchen Antrages, eventl. aber des An- 
trages wegen Herſtellung einer nur 36 Fuß breiten 
Straße. Herr Dr. Amelung: der Antrag des Dr. 
Zachariae ſei allein korrekt. Er bäte dringend, ſich 
nicht immer durch den Hinweis auf die polizeiliche Macht 
bange machen zu laſſen, ein Miniſter könne durch ein 
Reſtript niemals über das Eigenthum der Bürger 
oder der Kommune verfügen. Eine Genehmigung des 
Bauplanes ſei um jo gefährlicher, als man gar nicht 
überſehen könne, welche Laſt der Kommune dadurch 
aufgebürdet werde. Durch jene Genehmigung legaliſire 
man nur die zweifelhafte Verfügung der Regierung 
und nehme auch die daraus folgenden Konſequenzen 
auf ſich. Herr Baurath Hobrecht: Der Vorredner 
habe ihn in der Hauptſache mißverſtanden, der Schwer- 
punkt deſſen, was er gejagt, liege darin, dem Zwange 
zuvor zu kommen; die Erfahrung ſpreche für das, 
was er geſagt. Er bitte, jedenfalls darüber Beſchluß 
zu faſſen, was geſchehen ſolle. Hr. Dr. Meyer empfiehlt 
den Antrag des Dr. Zachariae, Hr. Leo Wolff den 
der Kommiſſion zur Annahme. Herr Oberbürgermeiſter 
Burſcher bemerkte: Wenngleich Hr. Stadtbaurath Ho- 
brecht als Kommiſſarius des Magiſtrats deſſen Standpunkt 
zur Frage ſchon klar gelegt, jo müſſe er doch noch die 
Verſammlung an ihren Beſchluß vom Januar v. J. er- 
innern, nach welchem dieſelbe den Magiſtrat erſucht, mit 
allen Mitteln für eine Verbeſſerung der Verkehrsver⸗ 
hältniſſe auf der Oberwiek zu wirken. Demnach ſei es 
ihm unerklärbar, wie man jetzt empfehlen könne, die 
Verſammlung möge ſich zur Vorlage völlig ablehnend 
verhalten. Bei einer einfachen Ablehnung ſei es ſchon 
an und für ſich unmöglich, den Wunſch wegen Her- 
ſtellung einer nur 36 Fuß breiten Straße der Regie- 


bei der Feſtſtellung der Bau“ rung zur Berückſichtigung zu empfehlen, wenngleich die 
Heri mehrerwähnte Miniſterial-Inſtruktion dieſe Breite im 
ſchieden gegen dieſen Antrag, Allgemeinen als zuläſſiges Minimum anerkenne. Nach 
40 Fuf der Schlußbemerkung des Referenten, daß man in 
daß die der Ablehnung der jetzigen Vorlage keinen Widerſpruch 
ten zu beiden Seiten der Straße gleichmäßig zu gegen frühere ausgeſprochene Wünſche und gefaßte Be- 
werden. ſchlüſſe finden könne, indem man (durch die Herſtellung 
Herr Stadtbaurath Hobrecht führt in einem längeren einer bequemen Oderuferſtraße) Beſſeres habe ſchaffen 
trage aus, daß, wenngleich der vorgelegte Planſ wollen, als wie die neue Vorlage biete und nach wie- 
ftellung einer 48 Fuß breiten Straße derholter Empfehlung des Zachariae'ſchen Antrages wird 
Oberwieker Strecke, man es jetzt doch zur Abſtimmung geſchritten und (wie bereits gemeldet), 
gebrannten Theile delder Kommiſſionsantrag angenommen. — Zum 
wie ſolches auch aus den Mitgliede der 11. Schulkommiſſion wurde der Armen⸗ 
Wortlaute des erſten Erlaſſes der Königlichen Regie pfleger Herr Schütz gewählt; eberſo fand wiederum 
rung an den Magiſtrat, dem die Minifterial-Inftrut | die Neu- reſp. Wiederwahl einer ganzen Anzahl von 
tion vom 12. Mai 1855 über die Aufſtellung vor Armenpflegern für verſchiedene Armenbezirke ſtatt. — 
Retabliſſements-Plänen zum Grunde liege, klar hervor. Schließlich nahm die Verſammlung einen motivirten 
gehe. Seitens der Magiſtrats⸗Kommiſſion ſei in dei Antrag des Herrn Leo Wolff an: „daß bei Ver- 
Verhandlung vom 4. Juli die Terrainerwerbung ar ſöffentlichung der Tagesorgnung für die Sitzungen der 
der Waſſerſeite als die billigſte bezeichnet worden.] Verſammlung jedem Gegenſtande derſelben, der von 
Bei Teriainerwerbungen auf beiden Seiten müſſeſ Plänen oder Zeichnungen begleitet ſei, eine dies bekun⸗ 
Der Verkehr durch die dende Bemerkung beigefügt und daß die Pläne ꝛc. eine 


Verpflegung beſteht denn auch nur in einer Brotportion 


men geruht, daß für die Ueberweiſung der vorhandenen 


ritortal⸗Bezirke, bez. die Batattlons⸗Stabequartlere, nicht 


Stunde vor Beginn der Sitzung zur Einſicht der Mit- 
glieder im Sitzungelokale ausgelegt würden.“ — Die 
Berathung der Vorlage wegen des Freiſchulweſens in 
den ſtädtiſchen Schulen, wurde bei der vorgerückten Zeit 


— Ueber die militäriſchen Arreſtlokale iſt 
vielfach geklagt worden. Es verlautet nur, daß eine 
durchgängige Erneuerung und Verbeſſerung derſelben im 
Werke iſt, die auch zur Ausführung kommen wird, ſo 
weit die gegenwärtige Finanzlage die Ausgaben ermög- 
licht. Bei dieſer Gelegenheit wird auch wohl auf die 
Verbeſſerung der Nahrung der Arreſtanten Bedacht ge- 
\ Wie der „Tribune“ mitgetheilt wird, 
gilt es als Grundſatz, daß für die Dauer jedes mittleren 
und ſtrengen Arreſtes das Traktament eingezogen, und 
pio Mann und Tag ohne Unterſchied der Waffe und 
Charge ein Sübergroſchen zur Beſtreitung der Ver⸗ 
pflegung gewährt werden ſoll. Die ganze Arreſtaten⸗ 


von 2 Pfund und aus dem nur jeden vierten Tag zu 
verabreichenden warmem Eſſen, zu welchem in der Regel 
2½ Sgr. verwendet werden dürfen. Dieſes warme 
Eſſen, und dazu die Reinigung der Wäſche und andere 
extraordinären Ausgaben, die dann erforderlich find, 
werden von dem einen Silbergroſchen beſtritten, die 
2 Pfund Brod liefert die Behörde unentgeltlich. 

— Se. Majeſtät der König haben mit Bezug 
auf die neue Landwehr-Bezirks⸗Eintheilung durch Aller- 
hoͤchſte Kabinets-Ordre vom 29. Oktober c. zu beftim- 


Landwehr-Fahnen an die Landwehr- Bataillone die Ter- 


alſo die mit den alten übereinſtimmenden neuen Num- 
mern der Regimenter und Bataillone maßgebend ſein 
ſollen. Die bisherigen Nummerbezeichnungen an den 
Fahnen ſollen dem entſprechend eventuell umgeündert 
werden. 

— Das geſtrige Konzert der bürgerlichen Reſſource 
zum Beſten des in Bredow zu erbauenden Waiſenhauſes 
hatte die beiden Säle des Schützenhauſes mit Zuhörern 
vollſtändig gefüllt, und erfreute ſich des allgemeinen 


lichen Kunſt Hervorragendes geleiſtet. 


9½ N bez. u, Gd., 9 


Hauptvertreter der idealiſtiſchen Richtung; alles was er 
betrieb, war „große Kunſt“. Er ſtand auf dem Gebiet, 
auf dem Asmus Carſtens, Thorwaldſen, Cornelius, vor 
ihm und mit ihm ſchufen. 


Die Antike war ſein eigent⸗ 
liches Feld und entſprach auch wohl zumeift feiner eigenen 
Weltanſchauung; doch hat er auch innerhalb der chriſt⸗ 
Wir nennen 
nur ſeine Zeichnungen zu Dantes Divina eomedia). 


Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 18. November. Witterung: trübe, Tem⸗ 
peratur ＋ 3 R. Wind W. 

An der Börſe. 

Weizen ſtille, pr. 2125 Pfd. loco gelber incl 67 
bis 69% , feinfter 70 %, bunter 67-68 , 
weißer 69-74 , ung. 61 66 ,, 83—85pfd. pr. 
November 69½ % Br., Frühjahr 68, 673, 4% vez. 

Roggen wenig verändert, per 2000 Pid. loco 54½ 
bis 56%, , Movember 54, 1, bez. u. Gd., Nor 
vember⸗Dezbr. 52°, % Br. ½ Gd., Dezbr. Jan. 52 
Ag bez., Frühjahr 52½, ½ 28 bez., Mai» Juni 
53 % Br. u. bez. 

Gerſte matt per 1750 loco märk. 51-52 ‚2, 
ungar, geringe Futter- 43 44% , beſſere 46—47 
Ri feine 48—49 4. 

Hafer pr. 1300 Pfd. loco 35½ 36 ½ , 47 bis 
50pfd. per Frühj. 35 % Br. u. Gd. 

Erbſen ohne Handel. 

Rüböl behauptet, loco 9½ % Br., November 
Br., Dez ⸗Jan 91% % Br., 
Januar Febr. 9%, 7% Gd., April⸗Mai 9½, ½ 28 bez., 


Mai⸗Juni 9%, t bez., Septor. Oktbr. I, ½ Br., 


9% Gd 


Spiritus matt, loco ohne Fiß 16 ½4, 16 
ben., November 15%, 1 dez, November⸗Dezember 
15% 7% Br., Frübjahr 15 ½ bez., 16 Br., März 
ohne Faß 16 94 bez. 

Reaulirungs⸗Preiſe: Weizen 69 ½, 
54%, Rüböl 913 Spiritus 15°, ,. 

Landmarkt. 
Weizen 66 —72 , Roggen 56—59 %, Gerſte 
42 50 %, Hafer 32 30 , Erbſen 60-65 , Heu 
15-20 r pr. Ctr., Stroh 79 

Berlin, 18. November. Staatsſchulrſ peine 82. 
Staats⸗Anleihe 4 % 94%. Pomm. Pfandbriefe 84. 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn-Aktien 130% Meckl. Eiſen⸗ 
bahu⸗Aktien 74½. Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗Aktien 191. 
Stargard Poſener Eiſenb.⸗ Aktien 947. Oeſterr. National; 
Anleibe 55%. Oeſterreichiſche Binknoten 87½. Ruſſiſche 
Noten 835,. Amerikaner 6% 793. Wien 2 Mt. 803, 
Petersburg 3 W. 93. Coſel Oderberger 112 Lom-⸗ 
barden 10814. 

Weizen til, pr. November 63, 621,. Roggen feſt, 
per November 55 ½, 55%, pr. Novbr.⸗Dezbr. 531,, per 
Frühj. 51¼8, 52. Rüböl feſt, loco 9½, per November 
pr. Frübjahr 95%. Spiritus matt, loco 
November 16, 1615, pr. Novbr⸗Dezbr. 16, 
152%, pr. Frühj 167, 16%,. Petroleum leco 7. 
Hafer pr. November 33 ½, Frühj 32 ½. 

Köln, 17. November. (Schluß bericht.) Weizen loco 
67%, per November 6. 2. 6, per März 6. 2. 6, per 
Mai 6. 4. Roggen loco 5. 25, per November 5. 17, per 
März 5. 9, per Mai 5 9%. Rübol loco 10 ¾, per 
Mai 10% ,, per Oktober 11 Leinöl loco 1125. 
Weizen unverändert. Roggen unverändert. Rüböl be⸗ 
hauptet. 

Hamburg, 17. November. Getreidemarkt. (Schluß⸗ 
bericht.) Weizen loco unverändert, Termine matt, per 
Novbr 122 Br., 122 Gd., pr. Novbr-⸗Dezbr. 121 Br., 
120 Gd, pr. Dezember-Januar 120 Br., 119 Go., pr. 
April-⸗Mai 118 Br., 117 Od. Moggen loco unverändert, 
Termine matt, per Novbr. 96 Br., 95 Gd., pr. Novbr.“ 
Diem er 95 Br., 94½ Gd., pr. Dezbr.⸗Jau. 94%, Br., 
9314 Gd., per April⸗Mai 92 Br, 92 Gd. Rüböl loco 
20½, per Mai 2076. Rüböl matt. Spriet, Hafer und 
Zink ſtill. Petroleum feſt. 


Sein, don 18 November — 


Roggen 


Beifalls. Wie wir hören, hat dasjelbe eine Einnahme] ——-—— — — 
von circa 93 Thlr. ergeben. a N VDE TON ne 17 3 
12 neee * Ir 
— Von dem Glockengießer Herrn Voß bierielbft| Astorda --- 8 Tag. 142% B 
wird heute eine für den Herrn Grafen v. d. Schulen TF tneenennenntnen 2 Mt. — 
burg auf Trampe bei Neuſtadt-Eberswalde gegoſſene honda: bez ap 10 g. 6 210 25 
25 Centner ſchwere Glocke abgeliefert. — Heute Nach [par VVV 
mittag findet der Umguß der großen, erſt im vorigen „ 2 Mt. 80% „5 
Jahre für die Kirche zu Bahn gegoſſene Glocken ſtatt, Bremen 5 3 Mt. — 
aus welcher kurz nach dem Aufhängen durch einen Un- 15 Fete: . s 3 8 
glückeſall ein großes Stück herausgeſchlagen ist. e ee eee 
— Heute Nachmittag um 2 ½ Uhr lief von der brones. Bank 4 omb. 4 X 
Nüske'ſchen Werft in Grabow das zur Ludendorff'ſchen. Ste. Anl. 5457 nun unnene- 8 | — 
Rhederei hierſelbſt gehörige Barkſchiff „Ernſt“ glücklich n NE hart | 
ee RE 
— Geſtern Nachmittag wurde wiederum ein am Pomm.Pfabr.. ++... - TER 33 — 
Bohlwerk bei der Eiſenbahnbrücke befeſtigtes Boot, wäh-| » - „„ | — 
rend der Eigenthümer desſelben ſich an's Land begeben ER 7 7 een N n 
hatte, losgemacht und geſtohlen. en REN i 13 
— Der Königliche Oberſt⸗Lieutenant z. D. unde „ Prior 4 . 
Bezirks- Kommandeur v. Valtier in Schivelbein iſt no 4442 4 8 
zum Ehrenmitgliede der Landesſtiftung „Nationalbank“ Starg.-P Br BRUCE Y n 
ernant worden. e 927% B 
+ Demmin, 17. November. Behufs Vor- St. Börsenhaus- 0 4 Pas 
nahme der neuen Präſentationswahl für das Herren- | St. Schauspielh- O. 1 
haus im Landſchaftsbezirk Herzogthum Stettin an Stelle . - 999 I. 
des verſtorbenen Mitgliedes des Herrenhaujes Freiherrn Pr. Natio gal. V. .. F n 
v. Maltzahn-Cummerow wird die Nachweiſung der | pr, Bee A eu te: . 4 | — 
zur Wahl der Vertreter des alten und befeſtigten Grund ⸗ Pomerania 4 116 B 
beſites berechtigten Beſizer von Nittergütern im 5. O —2 murennnsnnennnent 1 108 B 
Sanvfcheftsbeziet in den Tagen vom 28. bis 30.|d. | Gt Speicher "nnd ls 
Mts., hierſelbſt öffentlich ausgelegt werden. F e ane . 2 1 er 5 = 
Greifswald, 17. November. Im Sommer- | N. St. Zuckersied.r une snne- 4 160 B 
Semeſter waren auf unſerer Univerfität immatrikulirt Mosch. Zuckerfabrik... . EA ET. 
418, davon find abgegangen 149, bleiben 269; qu-|redowen m 8 = 
gekommen find 120, alſo immatrikulirt 389. Mithin | St. Portl.-Comentk.- +++...» 12 un 
Differenz gegen das vorige Semeſter 29. Außerdem | St. 8 •979* E e 
Vest D i St. Damptschifl- V... ꝗ . - 
find zum Beſuch der Vorleſungen berechtigt 30. e ene 5 B 
Vermiſchtes. i ge 
Weimar, 13. November. Die „Weimarſche St. Dampfmühlo »» +++. ..0r- 4 112 ba 
Zeitung“ meldet den heute erfolgten Tod Bonaventuar Pommmerensd. OhiE udn 4 205 B 
Genellis. Schon ſeit längerer Zeit war feine Geſund⸗ r F & 2 
fl 1 3 St. gor- G 222533 — 
heit, namentlich in Folge des Schmerzes um den Tod Hamalın: Badges 5 — 
des jugenpli,hen Sohnes, erſchüttert. (Genelli war ein Grabow ßtadt-Obl... 5 2 


